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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 75. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 23. März 1955 

1 . Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 

Welke politisch einwandfreie Bürger der Bundes- 

republik, die an den Kontrollstellen die Zo- 
nengrenze in Richtung Ost- West überschrei- 
ten, die Beschlagnahme von mitgeführten 
Schriften aus der sogenannten DDR gefallen 
lassen müssen? 

Auf welche gesetzlichen Bestimmungen oder 
Anordnungen stützen sich die mit der Durch- 
führung solcher Maßnahmen beauftragten 
Bcvam.ten der Grenzkontrollstellen? 

Wer hat diese Maßnahmen, die m. E. im 
Widerspruch zum Grundgesetz stehen, ver- 
vanlaßt oder angeordnet? 

Stimmt es, daß auf dem ehemaligen Truppen- 
übungsplatz Munster-Nord Jagden stattfin- 
den, obgleich andererseits der Platz für die 
Benutzung durch englische Truppen wegen 
seiner angeblichen Kampfstoffverseuchung nicht 
geeignet ist, so daß die Truppen stattdessen 
den Naturschutzpark in der Lüneburger 
Heide verwüsten? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, An- 
gaben darüber zu machen, wieviel Beamte 
als sogenannte „andere Bewerber” gemäß § 7 
Abs. 1 Zilf. 3 b des Bundesbeamtengesetzes 
seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in das 
Beamtenverhältnis berufen wurden? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, den ge- 
nauen Zeitpunkt bekanntzugeben, wann die 
Angehörigen der deutschen Dienstgruppen in 
den Genuß des Kindergeldgesetzes kommen ? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Bundesbehörden, insbesondere Bundespost 
und Bundesbahn, im Interesse der Vertiefung 
des gesamtdeutschen Gedankens zu veranlassen, 
in stärkerem Maße als bisher beiTierausgabe 
von informatorischen und propagandistischen 
Drucksachen und Plakaten sowie bei Brief- 
marken und dgh Motive aus Mittel- und 
Ostdeutschland z-u verwenden? 


5. Abgeordneter 

Dr. Rinke 


4. Abgeordnete 
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6. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


7. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


8. Abgeordnete 
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10. Abgeordneter 

Dr. Bücher 


11. Abgeordneter 
Lenz (Brühl) 


Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 
für Arbeit bisher nicht - wie mehrfach ange- 
kündigt - eine versicherungsmathematische 
Bilanz der deutschen Rentenversicherung 
vorgelegt? 

Entsprechen Zeitungsmeldungen, wonach die 
Bundesregierung beabsichtige, die nächst- 
fälligen Zahlungen an die Rentenversicherung 
in Schuldbuchverschreibungen zu leisten, den 
Tatsachen ? 

Ist dem Bundesminister für Arbeit bekannt, 
daß Rentenanträge, die bei der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte gestellt werden, 
eine Bearbeitungszeit von 7 bis 9 Monaten 
benötigen und auch die Erledigung von An- 
trägen auf Heilverfahren außerordentlich viel 
Zeit in Anspruch nimmt? Wie gedenkt der 
Bundesminister für Arbeit als Aufsichtsbe- 
hörde hier Abhilfe zu schaffen? 

Ob und in welcher Weise ist vorgesehen, daß 
der Deutsche Bundestag und seine zuständi- 
gen Ausschüsse die Möglichkeit haben, vor 
der Stellungnahme der Bundesregierung an 
die UNESCO zu der Rage der Raiendcr- 
reform Stellung zu nehmen? 

Was sagt der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen dazu, daß die OPD 
Hannover sich bei der Rechtsanwaltkammer 
Celle über den Rechtsanwalt von Nottbeck 
deshalb beschwert hat, weil er als Verteidiger 
eines Postangestellten in einer Strafsache die 
Einleitung des Strafverfahrens durch die OPD 
kritisiert und die Ansicht vertreten hat, die 
Angelegenheit hätte ohne Strafverfahren 
disziplinarisch erledigt werden können? 

Ist es dem Bundesminister der Finanzen 
bekannt, daß durch die derzeitige Gesetz- 
gebung zur Wertpapierbereinigung eine er- 
hebliche Zahl von Spätheimkehrern, Vertrie- 
benen und alleinstehenden alten Leuten, die 
unverschuldet die Anmeldefristen nicht wahr- 
nehmen konnten, deshalb nicht in den Besitz 
ihrer Vermögensrechte gelangen können? 

Wird das Abschlußgesetz zur Wertpapierbe- 
reinigung diese Härten beseitigen, und wann 
ist mit der Vorlage dieses Gesetzes zu rechnen? 
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Was ist von Seiten der Bundesregierung ver- 
anlaßt worden, um den im deutsch-schwei- 
zerischen Vertrag über die Regulierung des 
Rheines zwischen Straßburg/Kehl und Istein 
vom 28. März 1929 vereinbarten Vertrags- 
abschluß zwischen dem Schweizer Bundesrat 
und der Badischen Regierung über die Aus- 
führung des Großschiffahrtsweges von Basel 
bis zum Bodensee zustande zu bringen? 

Wieviel Beamte des höheren Dienstes sind in 
den Jahren 1952, 1953 und 1954 neu in das 
Bundesministerium der Justiz berufen worden, 
die in der Zeit der nationalsozialistischen Ge- 
waltherrschaft Verfolgungen ausgesetzt waren? 
Welcher dieser Beamten durfte vor 1945 seinen 
Beruf nicht oder zeitweise nicht oder nur unter 
Beschränkungen ausüben? Welcher dieser Be- 
amten war in seiner Freiheit beschränkt und 
für wie lange? 

Wieviel Beamte des höheren Dienstes sind im 
Bundesministerium der Justiz in denselben 
Jahren eingestellt oder auf Lebenszeit ernannt 
oder befördert worden, die in der Zeit nach 
1945 vom öffentlichen Dienst zeitweise aus- 
geschlossen waren oder die bis 1945 dem 
Reichsministerium der Justiz angehörten oder 
die Veröffentlichungen im Sinne der national- 
sozialistischen Ideologie verfaßten? 

Ist der Bundesminister der Finanzen bereit, 
den Altersfreibetrag nach § 41 Abs. 2 EStG, 
der nach dem Gesetz ohne Antrag zu ge- 
währen ist und in diesem Jahre nicht recht- 
zeitig in den Lohnsteuerkarten vermerkt 
wurde, auch ohne Eintragung und Antrag 
zu berücksichtigen, wenn die Voraussetzungen 
sich aus der Steuerkarte ergeben? 

Ist er bereit, alle Arbeitnehmer durch die 
Presse auf ihre Rechte hinzuweisen, da viele 
sich darüber im unklaren befinden? 

Ist es richtig, daß die Jugoslawische Regierung 
um Erteilung des Agreements für den Mi- 
nisterialdirigenten im Auswärtigen Amt, Herrn 
von Trützschler, als Botschafter angegangen 
worden ist, und daß sie das Agreement nicht 
erteilt hat? Welche Gründe wurden gegebe- 
nenfalls für die Ablehnung angegeben? 

Ist der Bundesregierung die Entscheidung des 
Bundes gerichts in Karlsruhe -III-ZR 369/52 - 
bekannt, in der das Bundesgericht zur Frage 
der Auskunftspflicht der Behörden Stellung 



17. Abgeordneter 
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genommnn hat, und welche Änderungen auf 
dem Gebiet des Beamtenrechts und des Presse- 
rechts gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls auf Grund des Urteils dem Bundestag 
vorzuschlagen? 

Ist dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmcldewesen bekannt, daß in Lübeck 
bei den Rcntenauszahlungen durch die Post 
rund 48000 Rentner Jeden Monat viele Stun- 
den anstehen müssen und dabei allen Unbil- 
den der Witterung ausgesetzt sind? Was 
gedenkt er zu tun, um diesem Elend, das 
Alten und Leidenden zugemutet wird, ab- 
zuhelfen ? 

Ist dem Bundesminister für Verkehr be- 
kannt, daß der Zonengrenzkreis Duderstadt 
dadurch eine besondere Benachteiligung er- 
fährt, daß der Zugverkehr auf der einzigen 
Bahnlinie für den ganzen Kreis - Wulften- 
Duderstadt - an Sonn- und Feiertagen ruht? 

Kann der Bundesminister für Verkehr die 
Versicherung abgeben, daß der Zugverkehr 
auf dieser Strecke auch an Sonn- und Feier- 
tagen im Benehmen mit den örtlichen Stellen 
wieder eingerichtet wird? 

Bis wann gedenkt die Bundesregierung in 
Auswirkung der geplanten und in Durch- 
führung befindlichen Abtauschwohnungsbau- 
vorhaben für Besatzungsverdrängte auch den 
letzten Besatzungsverdrängten in sein Eigentum 
oder seine Wohnung zurückzubringen? 

Ist es möglich, von den 18 Behördenstellen, 
die für Planung, Genehmigung und Durch- 
führung solcher Bauvorhaben durchlaufen 
werden müssen, einige auszuschalten, damit 
dem Bauvorhaben auf diesem Behördenwege 
nicht so große Zeitverluste entstehen? 

Kann es ermöglicht werden, daß die Unter- 
schiedsbeträge zwischen den effektiven mit 
dem Wiedereinzug verbundenen Kosten und 
den von den Behörden gewährten Ersatz- 
beträgen steuerlich abgesetzt werden können, 
dieses auch dann, wenn sich die Eigenmiete 
auf Grund eines Prozentsatzes des Einheits- 
wertes berechnet? 

Sind die Pressemeldungen richtig, wonach das 
Bundesarbeitsministerium zur Zeit Verhand- 
lungen mit der Schweizer Bundesregierung 
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über die Sozialversicherung der Grenzgänger 
führt? Wenn ja, mit welcher Tendenz und 
welchem Erfolg wurden diese Verhandlungen 
bisher geführt? 

Verfährt die Bundesstelle für jugendgefähr- 
dende Sdiriften so, daß Beisitzer, die keine 
Gelegenheit hatten, die den Gegenstand der 
Entsdteidung bildende Sdirift zu lesen, dazu 
keine Stellung nehmen? 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung die 
Bundesprüfstelle dem Gesetz entsprechend 
ordnungsgemäß besetzt, wenn von den zwölf 
in der Verhandlung gegenwärtigen Mitgliedern 
einzelne Beisitzer ohne Beteiligung an der 
Beratung und Abstimmung sich auf die bloße 
Anwesenheit beschranken? 

Wie hoch sind die Beträge, die monatlich 
seit dem l. April 1954 über Bcsatzungskosten 

a) in der amerikanisch, 

b) In der britisch und 

c) in der französisch besetzten Zone 

für außerdienstliche Aufwendungen der Be- 

satzungsangehörlgcn angefordert und ver- 
rechnet wurden für 

1) Postgebühren, 

2) Fernsprechgebühren, 

3) Telegraiiiii]- und Fernschreibgebühren, 

4) Löhne für Hausmädchen, Gärtner und 
Heizer (je besonders), 

5) Heizmaterial und 

6) Belcuclitung? 

Wird die Bundesregierung die nach einer 
Meldung des „Hamburger Anzeigers” vom 
Ausschuß für wirtschaftliche Verwaltung In 
Frankfurt am Main geplante Kennzeichnung 
der Kraftfahrzeuge nach dem System der 
Postleitzahlen unterstützen oder ist sie bereit 

- und wenn, mit welchen Maßnahmen den 
Wunsch der Hamburger nach Wiedereinfüh- 
rung des alten Kfz-Kennzeichens „HH” zu 
erfüllen? 

Ist der Bundesminister der Finanzen bereit, 
an Stelle des ausgeschiedenen rheinhessischen 
Mitgliedes des vorläufigen Bewertungsbeirates 
(Gesetz über die Bildung eines vorläufigen 
Bewertungsbeirates vom 28. September 1950 

- BGBl. S. 682 -) ein zusätzliches Mitglied aus 
dem Weinbaugebiet Rheinhessen zu berufen? 



25. Abgeordnete 
Frau Korspetcr 


26. Abgeordneter 
Amholz 


Bonn, den 18. März 


Hält der Bundesminister der Finanzen es für 
richtig, daß Rheinhessen als eines der größten 
geschlossenen Weinbaugebiete in diesem Bewer- 
tungsbeirat nicht berücksichtigt ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, Mittel zur 
Verfügung zu stellen, um den Vertriebenen, 
die jetzt aus den Vertreibungsgebieten in das 
Bundesgebiet überführt wurden, dieselbe ein- 
malige Unterstützung zur Bestreitung dringend 
notwendiger Bedürfnisse zu gewähren, wie 
sie den Heimkehrern in den Entlassungslagern 
bereits gezahlt wird? 

Welche Schritte sind von der Bundesregierung 
unternommen worden, um die deutschen 
Originalakten zurückzuerhalten, die sich bei 
Beendigung des Besatzungsregimes noch im 
Besitze ausländischer Regierungen befanden, 
und Originalakten welcher Art bzw. Herkunft 
sind nicht zurück gegeben worden und aus 
welchen Gründen? 


1953 



